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Der Krieg in Nordamerikannd die Lehre,
die er uns ertheilt.

Wir müssenheutenoch mit einem HaarBemerkungen
auf die lange Rede zurückkommen,mit welcherder Herr

Kriegsminister vergebens versuchthat, seine Heeres-
reorganisation zu vertheidigens. seinem vierstundigen
Vortrage und in einigen nachtragligen

Reden hat Herr
v.-"Roon in der Thatalles vorg racht, was er nur

ir end für seine Sache vorbringen konnte. Aber die

Abgeordnetenvon allen Seiten der

freisinnigenPartei,
wie die HerrenJacoby, Waldeck, Twe ten, Schulze-

Deligchzv. Forckenbeck, Stavenhagem haben
jedes okt k.das. er- siir jdie--Redrganisatiorr. gesprochen
hat, nachdkiecktichund gründlichwiderlegt Zum Schlusse
faßte dann der AbgeordneteGneist, als Berichterstatter,
die ganze Verhandlungnoch einmal zusammen.. Mit

unübertrcsflichemScharfsinneund mit gan unwiderleg-
lichenGründen wies er nach, daß die bisgerigeDurch-
ührung der Reorganisation mit den Begriffen der kon-

rktitutionellenMonarchie nicht im Einklang steht, und daß
sie, zumal wenn der neueste Entwurf jemals von den

Abgeordnetenangenommen würde, die Geldmittel und
die Arbeitskräftedes Volkes erschüttern,dagegen die

Wehrlraft des PreußischenStaates nicht etwa stärken,
sondern auf eine sehrgefägrlicheWeiseschwächen-würde
Dieser Rede konnte der eir Kriegsminister durchaus
keine sachlichen Gründe mehr entgegenstellen Zwar
glaubte er Anfangs,daß er’s könnte,und darum sagte
er er würde zu en Berichtigungen,die er sachlich zu
bringenhebe, noch bei der Spezia1-Digkussion (d. h.
bet der Berathungüber die einzelnen Artikel der Militär-

WAng Gelegenheitfinden. Aber sehr bald muß
er slch anders »besonnenhaben; denn als etwa eine
Viertelstunde spatex«eee »Spezia1-Diskession«wirklich
hetallkamsd«aVIII-esder Herr Kriegsminister den

Saal Die«regletun?sfreundlichenBlätter, namentlich
E »PVOViUzIal-KomPVZWEUZEhaben es unter solchen
Zuständendenn auch fur«das Klügste gehalten, über

dle Sgche, um welcheEs lichhandelt,ganz zu schweigen,
aber M desto lauteres GeschreiUber einen rein persön-

Jnscrate

lichen Streit zu erheben,der zwischendem Kriegsminister,
dem Abgeordneten Gneist und dem Vicepräsidenten
von Unruh stattgefunden hatte. Sie haben damit das
alte und sehrverbrauchteManöver wiederholt,die Person
in den Kreis der Besprechungen zu iehen und anzu-
reifen, wenn man nicht im Stande itzt,die Sache und

ihre Gründe zu widerlegen.
Die zweiteBemerkung, auf die es uns übrigensein

ganz Theil mehr, als auf die erste ankommt, beziehtsich
auf Amerika und auf Preußen zugleich. Der Herr
Kriegsministerhatte, nicht zum Glück für die Sache,
die er führt,sichdurch eine Acußerungdes Abgeordne-
ten Twesten bestimmen lassen, auf einen Vergleich
zwischen Preußen und den freien Staaten Nord-

amerika’ssichein ulassen. Der AbgTwesten hatte näm-
lichdarauf hingewiesen,daßdie NordamerikanischeUnion
in Friedenszeiten nur ein ganz unbedeutendes stehendes
Heer und eine ganz unbedeutende Flotte besessenhabe.
Dann hatte er ungefährso gesprochen:»Bei alledem
kann kein EuropäischerStaat das leisten, was die

AmerikanischenNordstaaten geleistet haben. Mit einer
Bevölkerun , nicht größer als die jetzigeBevölkerung
Preußens, aben ie in vier Jahren fast über-We Mil-
liarden Dollars (iiber 3500 Millionen Thaler) auf den

Krieg verwandt. Jn eben diesenvier Jahren haben sie
eine Flotte geschaffen,mit welchersie selbst gegen die

vereinigtenFlotten von England und Frankreich das
Meer und ihr Land vertheidigen könnten. Sie haben
zugseicheine ungeheure Armee unter den Fahnen ge-
halten, die unter glänzendenFeldherren die ungeheuersten
Märschegemacht und die furchtbarstenSchlachten.ge-

schlagenhaben; in solchemMaßes daß man VDU keIUet
andern Armee, weder des Alterthums, noch der neuen
Zeit, sagen kann, sie habeGrößeres geleistet. Darum

dürer wir (so fuhr der Redner fort) u. A. auch auf
dieseungeheurenErfolge uns berufen,wenn wirdaran
dringen, daß in den Zeiten des Friedens die Krafte
auch des Preußischen Staates nichtzu ausschließlichfür
den Krieg verwandt werden«

Herr v. Roon antwortete hierauf. Er stellte nicht
in Abrede, daßPreußen,welches nahezu dieselbe Be-



völkerung hat, doch nicht im Stande gewesen wäre,
auf einen vierjährigenKrieg so viel tausend Millionen

auszugeben, wie die AmerikanischenNordstaaten. »Aber,
- sagte er, diese vielen Milliarden, welche dort für kriege-
rischeZweckeausgegebenworden sind,würden nach meiner

Ueberzeugun nicht auszugeben nöthig gewesen sein,
wenn die epublik von Hause»aus über ein streit-
bares, wohlgeschultesHeer verfugthätte,-«Allerdings
rühmteer dann dic großeBefähigungder Amerikanischen
Staatsmänner und Feldherren und sprach mit größter
Anerkennung vo»n der ruhmvollenTüchtigkeit,die die

Amerikanischen Heere und die AmerikanischenSoldaten
erworben haben. ,,Aber,« so schloßer in Beziehung
aus diesen Punkt, »daßAmerika,wenn es auf eine orga-
nisirte Streitkraft im Frieden mehr verwandt hätte, die
Rebellion im Keime erstickt hätte, davon bin ich
fest überzeugt«
Jndeßhat der Herr Kriegsminister dabei gerade die-

wichtigstenDinge theils übersehen,theils mißverstanden.
Darum müssen wir ihm folgende Antwort ertheilen:

1) Die Nordamerikaner haben schon berechnet,daß
ein Friedensheer wie das Preußischeund dazu eine

verhältnißmäßigeFriedensflotte ihnen im Laufe der

Jahre nahe 8000 bis 9000 Millionen Thaler mehr ge-
kostet haben würde,als der ganze gegenwärtigbeendigte
Krieg wirklichgekostethat«

2) Die freien Staaten Nordamerika’s hatten im

Jahre 1790 noch nicht«volle 2 Millionen Einwohner
und siebzigJahre späterhatten sie beinahe420Millionen
Jeder Volkswirth kann berechnen, daß die Bevolkerung
dieserStaaten trotzaller sonstigengünstigenVerhältnisse,
nicht auf 20, ja kaum einmal auf 10 Millionen sichver-

mehrt habenwürde,wenn sie von jeher ein Friedens-
beer nach den Grundsätzenunserer gegenwärtigenRe-

gierung gehalten hätten.
3) Jedermann begreift,daß diesezehnMillionen viel

ärmer sein würden als zehnMillionen der heuti en Be-

völkerungund daher auch viel zu arm» um seblstnur

400 Millionen Thaler statt 4000 Millionen sur den

Krieg aufbringenzu können; ja, sie hätten vielleicht
keine 40 Millionen aufgebracht.

4) Ein noch größererJrrthum des Herrn Kriegs-
Ministers aber ist es, wenn er behauptet, daß in Ame-

rika durch ein großes«stehendesHeer die Rebellion

schon im Keime erstickt worden wäre. Denn gerade
das Umgekehrte wäre der Fall gewesen. Gerade mit

Hülfe des stehenden Heeres»würden die Rebellen
alsdann den Sieg über die Re ierung davongetragen
haben. Jn Ame-rika nämlich etrachtete«die Regierung
des PräsidentenLincoln es als i re ersteund höchste,
ja im Grunde als ihre einzige P icht, die Verfassung,
die Gesetze und die Freiheit des Landes unter allen

Umständenaufrecht zu erhalten und sie gegen alle ihre
Feinde mit aller Kraft zu vertheidigen. Dagegenführ-
ten die südstaatlichenJunker-nichtsAnderes im Schilde,
als die Verfassung und die Gesetzeumzustürzen,weil sie
mit der Verfassungund mit den Gesetzen nicht mehr
lange die Herren der schwarzenSklaven und die Ge-

bieter über die einfachenBürger und Bauern des Sü-
dens bleiben konnten Wenn sie unter ihres Glei en

waren, nannten sie dieseBürger und Bauern auch nichf
anders als den ,,armen weißenSchund« (the poor
Whjte tkash)-«Diese Junker waren es, welche die
meisten und wichtigstenStellen in dem glücklicherweise
nur 16,000 Mann starken stehendenHeere mit ihren
Anhängern,Freunden und Verwandten besetzthatten.
Darum siel diesesHeer ja auch von der Re ierung ab
und trat sofort auf die Seite der Rebellen Zgäkedas-
selbe also im Verhältnißeben so stark gewesen,wie das
Friedensheerin Preußen es ist, nun, so wäre ja a

offenbar nicht die Rebellion, wie der Kriegsminister
meint, sondern es wäre gerade umgekehrt die Regie-
rung, und mit ihr, wie die Dinge in Amerika stehen,
die Verfassung, das Gesetz und die Freiheit des

VFlkes unterdrückt worden." Freilichwürde dieseUnter-

druckungauch nur eine kurzeReihe von Jahren gedauert
haben, is eine neue Revolution das alte Recht und die
alte

Verfassungwiederhergestellthätte; aber das Land
wäre unter eß gänzlich verarmt, während es heute
trotz der 3500 bis 4000 Millionen Thaler Krie skosten
immer noch ein viel reicheresLand ist als Preuåenund

Deutschland trotz eines kaum unterbrochenenfunfzigjäh-
rigen Friedens es sind.

Bemerken wir noch, daß bei uns leider sehr viele

Mitglieder der feudalen Partei noch heute die südlichen
Junker als ihre Herzensfreunde betrachten und daß die
Redaktionj .. der ,,Krenzzeit»ung«-. noch vor wenig Tagen
(No. 111) dem neuen Präsidentender VereinigtenStaa-
ten, und also dochgewißauch dem sonstvon ihr so hoch
gepriesenenpreußischenKriegsministergeradezu das Recht
abgesprochen, die üdstaatlichenJunker ,,Rebellen« zu
nennen.

Politische Wochenschau.
Preußen. Das Abgeordnetenhaushat sich in seinen

letzten Sitzun«en vorzu sweise mit den einzelnen Theilen des

Budgets bes äftigt. ei Gele enheit der «Berathungdes
Etats der direkten Steuern wo te eine große Anzahl Mit-

glieder die ganze Gebäudesteuerabsetzen, doch ergab sichbei
der Abstimmung nur eine Minorität für diesen Antrag. Es

haben nur 98 Ab«eordnete für die Absetzungdieser Steuern

gestimmt. Eine ·ntwickelungunserer Ansicht über diesen
Gegenstand finden unsere Leserin einem besonderen Artikel

dieser Nummer.
Die Vudgetkommissionist mit ihren Berathungender

einzelnen Etats zu Ende , sie hat in ihren letztenthyttzungen
den Munde-Etat erledigt Sie beschlosskm22,;«2,247
Thlr. pro 1865 zu bewilligen, also um 382,;)67 Ehlr mehr
als für 1864, darunter künftig»we fallend 162,323 Thlr.
Dagegen hat sie die Reorganisationsbstenpro 1865 im Be-

trage von 6,892,725 Thlr. (UM 1,2k)7,091 This-. mehr gls
pro 1864) zu streichen beschlossenund im Einzelnen alle im

Vorbericht enthaltenen Antrage,«1oz. B. die Streichung der
-9000 Thit· jährlichenGehalts Tür einen besonderen Gouver-
neur von Berlin u. s. w. genehmigt. »

Die Kommission, welcheder Handelsvertrag zwischendem

Zollverein und Oesterreichvorberathen hat« hat sich mit 13

ge en 6 Stimmen für die Genehmigung des Vertrages aus-

gesprochenWir haben unsere Leser wiederholt aus die Be-



denken all »Hm kma t, welche wir egen einzelne Be-

stimmunggndesVekgtkageckhegen, und wfrdenken, daß bei

der Debatte im Ahgeokdnetenhausediese Bedenken den vollen

Ausdruck studen, und auf denBeschlußdes Hauses ihren
Einflußausüben wekPekLDle Manne-Vorlage ist von der

Kommission einstimmig verworfen worden.
SchleswigsHvlsteimJn der Kieler Hafenfrage läßt

die Entscheidng Uvchlmuierauf sichwarten. Von der einen

Seite wird behauptet, daßPreußenentschlossensei, nicht von

seinen Forderungen abzugeben,und daß keine einzige der an-

geordneten Maßregelnrückgängiggemachtworden sei, und

von anderer Seite wird ein Nachgeben seitens des preußischen
Kabinets gegen die Forderungen Oefterreichs als Thatsache
verkündet. -—— Auf den Zusammentritt der Stände ist man

fehr espannt; so sehr man sich auch in Berlin und Wien

bemü t, denselben von vornherein eine untergeordnete Bedeu-

tung beizulegen, so ist dennoch anzunehmen, daß dieselben
gleich von vornherein eine sehr wichtigeRolle spielen werden,
welchesichnoch dadurch steigern wird, daß sowohldas öster-
reichischewie das preußischeKabinet versuchenwerden, sie
für sichzu gewinnen. « ,

Harmonie« Jn der zweiten Kammer hat der Abgeord-
uete R. v. Bennigsen, unsern Lesern gewiß bekannt als

der Vorsitzendedes National-Vereins, gedroht, den Antrag
auf Minister-Anklage zu stellen. Den Rechtender Stande
eFltilegemhatte nämlichdie Re ierung fast eine halbe Mil-

lIVU zur Vermehrung des Ei enbahnbetriebsmaterialsver-

wandt, ohne zuvor der ständischenGenehmi ung sich·zu
versichern oder au nur die ständischenEifenbcighnkommissare
zu befragen. Es am in Folge dessenzwischendem Finanz-
minister und dem Führerder Oppositionzu scharfemWort-
wechselund als der erstere Herr in Aussichtstellte, daß
vorkommenden Falles genau ebenso verfahren werden, er-

klärteR. v. Benni sen, dgåalsdann den Ständen nur die

Minister-Adler e ü rig ble en werde; Die ammer b e-

schloß eine charse Rüge des Verfahrens der Re-

gierung und feierlichenProtest gegen WiederholungenHessen-Datmstadt.Die ersteKammer hat dem Beschluß
der zweitenKammer, nach welchemder Ministerpräsidentvon

Dalwigkin Anklagezustand versetzt werden sollte, ihre Zu-
stimmung versag.Bayern. er König hat den Kammern ein vollständi-
gesAmuestlegesetzvorgelegt,durchwelchessämmtlichenPers onen,

dlesichM den Jahren 1848 und 49 politischerVergeheniudek
wie es vielfach Benanntwird, Verbrechen) schuldiggemacht
haben, straffreie ückkehrbewilligt wird. Auch den Militär-

personen, welche sich im Jahre 1849 in der Pfalz bei dem

Ausstandezu Gunsten der Frankfurter Reichsverfassungbe-

theiligt haben, ist durch einen General-Pardon volle Verzei-
hung geworden.

Oeftetteich. Man erwartet in nicht all ulanger Zeit die
Auflöfungdes Reichsrathes.Gleich darauf oll der ungarische

exuzxågeinberufen werden, und will die Regierung jetzt, wie
- ern tli i r

«

it

herzustellen.
f ch versuchen, ene Ve sohnung m Ungarn

Enlllqnds Jn diesem Lande beginnt eine voraussichtlich
felgeuschwekeBewegung Es bilden sich Vereine zur Errei-

chungdes aqgememenStimmrechtesund der geheimen Ab-

stimmungbei den »Wahlen.Letzteres ist besonders dringend
nothwendig-da die Bestechuuen bei den Wahlen oft ganz
UUlCU bar sind,und man ein ieht, daß denselben nicht durch

. aeU- sondern nur durch die geheime Abstimmungein
Ziel gesetztwerden kann.

, Neidern-tun Die Armeeder Sklavenstaaten ist jetzt
bis auf eUUge wenige vereinzelteKvkps vernichtet, und an

ein Wiederaufflackernder Rebellion ist nicht mehr zu denken.
Wie es heißt,haben sichdie Beweise gefunden, daß der Pra-
sident der Sklavenstaaten, J. Davis an dem Komplott zur

Ermordung Lincolns betheiligt war-

Die BudgetsTheorie des Abgeordneten Gnetst.
Die Verhandlung über die Gebäudesteuer,die ain letzten

Sonnabend im Abgeordnetenhaiisestattfand, hat, wie beider
Banksrage und besonders bei der Frage über·Zinsgar»antieen
für Eifeubahnen, eine tief ehende Spaltung in der liberalen

Partei gezeigt. Jn. der sank-und Zinsgarantiefragewaren
es aber vorzuI sweise nur Zweckmäßigkeitsgründe.welcheeine

Anzahl von Mitgliedernder liberalen Partei bewogen, sich
bei der Abstimuiun von der Partei selbst zu trennen. Alle
waren über das rinzip an sich einig, und nur darüber

herrschte eine Meinun s-Verschiedenheit,ob das Prinzip gerade
in diesem Falle zutreffeund somit angewandt werden müsse
oder nicht. In einem solchen Falle darf man erwarten, daß
eine spätereDiskussion, vielleicht bei einein andern Fall, eine

Ausgleichung der Meinungen herbeiführt. Bei der Tren-

nung aber, die durch die Abstimmungin der Gebäudefteuer
stattgefundenhat, ist das Verhältniß leider ein anderes. Hier
sind es zwei sichbestimmteinander gegenüberstehendeAuf-
fassungen des wichtigsten Rechts der Volksvertretung,und so-
mit des Landes, welche die Trennung herbeigeführthaben.
Auf der einen Seite steht die Meinung, daß auch der Ein-
nahm-Etat unseres Budgets regelmäßigbewilligt und fest-
gestellt werden müsse,vermöge des Budgetrechts, welches die

Verfassungvorschreibt, damit derselbe eine gesetzlicheGeltung
habe. Diese Meinung wurde bei der Verhandlung von den Ab-

geordnetenFreiitzel, Waldeck, Loewe-Calbe und Schutze-De-
litzschvertreten. Auf der anderen Seite dagegen sagt man,

daß einmal bewilligte Steuern ein für alle Mal festgesetzt
seien, wenn sie nicht sogleichausdrücklichnur für eine be-

stimmteZeit bewillisgkcseien, und daraus folgert man denn,
daßnichtdie bloße s ichtbewilligung des Abgeordnetenhauses
sie beseitigen könne,sondern daß sie ebenso, wie sie nur ein-

«efühi«twerden können durch die Uebereinstimmungder drei

cFaktorender Gesetz ebung, auch nur wieder aufgehobenwer-

den können durch diefelbeUebereinstimmungdieser drei Fakto-
ren. Diese Meinung vertraten die Abgeordneten Stavenha-
gen, von Carlowitz und besonders in ausführlicherDeduktion

der Abgeordnete Gneist. Nach dieser Theorie würde also
eine Steuer-, die einmal eingeführtist und die sichvielleicht
gerade dem Herrenhauseempfiehlt, immer fortbestehen,wenn sich
auch das Abgeordnetenhauslängstüber den Jrrthum aufgeklärt
hätte,den es bei der Auslegungder Steuer begangen. Wenn die

Jerfassung wirklich die Bestimmungenthielte,daßdie Ueberein-

stimmung der drei Faktoren auch nothwendig sei, um eine

Steuer abzuschaffen,so hieße das in der That nichts weni-
gerz als die eininal bestehenden zu verewigen. Nur eine

große Verfassungs-Veränderungwürde dann eine Aussicht
gewähren,eine Steuer wieder los zu werden« . « «

Diese Auffassungist um so gefåhklfch21·-als Wlk M Buck-

lichkeitseit der Einführungder VerfassngWohl«UeUe «Sereku
dazu bekommen haben, aber noch-nieujalsezae wieder los

geworden sind. Denn daß ein Ministeriumnie zu viel Ein-
nahmen hat, nie von diesenEinnahmen wiederetwas aufgebenzu

können glaubt, haben uns Ivvhlqueke eigenen cdjifahltuugen
gezeigt. Wenn also auch eUFUJUlMS»AbgevedaeteuthssIFUd
das Herrenhaus in der Vefelkliiuugeiner Steuer übereinstim-
men sollten, so wurde »dasMiniterium als Vertreter der

Krone wahrscheinlich»Nein« dazu agen und dann bliebe die .

Sache wieder beim Alten.
«

Der AbgeordneteGneist und seine Anhängervergesse-U



dabei nur ganz, daß die Verfassung dem
Abgeordnetenhlauseeine bevorrechtigte Stellung gerade bei der Festste ung

des Budgets, d. h. also des Einnahme- und Aus-

gabe-Etats angewiesen hat. Das Herrenhaus kann von

den Einzelnheitendes Budgets, wie es das Abgeordneten-
haus festgestellthat, Nichts mehr verändern. Es kann das
vom Abgeordnetenhause ihm überreichteBudget nur im Gan-

zen annehmen oder verwerfenz Selbst die kühne Theorie
des Finanzministers von Bodelschwingh,nach welcher er für
die Krone auch noch ein besonderes Recht der Zustimmung
zum Budget beansprucht, geht dochauch nicht weiter-,als daß
die Krone g·leich»demHerrenhause ein allgemeines Recht hat,
»Ja« oder »Nein« zu dem Budget zu sagen, wie es ihm von

beiden Häusern des Landtagszukommt. Jn Wirklichkeit ist
ja von·einemsolchenRecht gar keine Rede. Die Verfassung,
ivelche in«allenGeldangelegenheitensehr ausführlichist, spricht
davon mit keinem Wort und es gehörenunsere ganz wun-

derbaren Zustände dazu, daß überhaupt Jemand auf eine

solche Idee kommen kann. Der wirkliche Sachverhalt, wie
er der Verfassungentspricht, ist nun aber der: Das Mini-

sterium legt dem Abgeordnetenhause den Einnahme- und

Ausgabe-Etat vor und das-Abgeordnetenhaus setzt, in

Verhandlung mit dem Ministerium, die Einnahmen und

Ausgaben im Einzelnen fest. Das Recht, alle Ausga-
ben im Einzelnen festzustellen, mit Ausnahme derjenigen,zu
welchen der Staat durch besonders eingegangeneVerbindlich-
keiten, die nicht mehr zu lösen sind, schon verpflichtet ist,
bestreitet wohl eigentlichNiemand. Weil eben ein solches
Recht des Abgeordnetenhausesallgemein vorausgesetzt ist,
deshalb lat man es dem Charakter eines monarchischen
Staates fürangemessenerachtet, eine Ausnahme davon zu
machen, nämlich die Zivilli te des

KönigEsmitAllem, was

dazu gehört, ein für alle al bei der hronbestetgungfür
die Lebenszeit des Monarchen zu bestimmen und nicht wieder

in jedem Jahre bei der Budgetverhandlungdarauf zurück-
zukommen. Diese Ausnahme beweist die Regel ganz deutlich.
Was nun aber für die Ausgaben gilt, gilt unzweifelhaftauch
für die Einnahmen, wenn nicht die von der Verfassung
dem Abgeordnetenhausebestimmt gestellteAufgabe, den Etat,
d. h. Einnahme und Ausgabe jährlich auf Grund einer von

der Regierung zu niachendeii Vorlage festzustellen, in Bezug
auf den Einnahmeetat zu einer inhaltslosen oder geraden
sinnlosen Form werden soll. Wozu ist überhaupteine Fes
stellung eines Einnahmeetats nothwendig, wenn die Steuern

bleiben, wie sie sind, so lange nicht ein eigenes Gesetz, das

durch die Uebereinstimmung der drei Faktoren der Gesetz-
gebung zu Stande gekommenist, dieselben verändert?

Die Aufgabealso, welche die Verfassung dem Abgeord-
netenhause fur die Budgetverhandlung überhauptstellt, und

die bevorrechtigteStellun insbesondere, welche sie demselben
dabei zuweist,zeigendeutlich, daß die Auffassungdes Abgeord-
neten Gneist von dem eisernen Bestand der Steuern
eine irrthümlicheist, weil sie dein Geist, wie dem Wortlaut

der Verfassung nicht entspricht.
Die Wahrheit

Es ist ein eigenes Ding um dieWspcthrheihbesonders in

unsren Tagen. Sie versteht es nicht, si in gefälligeFor-
men zu kleiden, sondern sie nennt jedes Ding bei dem rechten
Namen. Da kommt es denn leicht vor, »daßsie Anstoßer-

regt bei Deneii, welche die Gewalt in Handen haben. So

-

haben wir erst vor kurzem gesehen, daß in Frankreichein«
Schriftsteller, welcher seiner aufrichtigenund wahren Meinung
über den Kaiser Napoleon Worte verliehen hatte, zu einer

- Gefängnißstrafevon fünf Jahren verurtheilt worden ist. UUd
die Gefahr, welche dem französischenSchriftsteller droht, sie
schwebtnach unsern Gesetzen auch über dem deutschenSchrift-
steller,dessenAnsichtendenen der Regierung schroff gegen-
überstehen.Schildert er in graden, schlichtenWorten die

Zustandedes Landes«so, wie sie ihm erscheinen, so wird et

ggrleicht·seine.Schriftender Gefahr aussetzen von den Be-
)orden mit Beschlagbelegt zu werden, so da, sie Niemand
zu lesen bekommt,und er so seinen Zweck, das Volk aul
das aufmerksam zu machen, was nach seiner Meinung ge-
ändert werdenmuß, gewißnicht erreicht.
.

Durch solche Verlältnisse ist in diesem Augenblick die
liberale

Presseziemli lahm gelegt, währenddie«reaktionäre
Presse sich rei wie ein Fisch im Wasser bewegen und das
Land mit ihren falschen Darstellungen unsrer Verhältnisse
iiberschüttenkann. Es bleibt nur noch ein Platz im Lande
übrig, von welchem aus die ganze, ungeschminkteWahrheit
gesagt werden kann. Es ist die Rednertribüne des Abgeord-

neteBausgskir an en es unseren Ab eordneten von aii«em . er en,

daßsie sichdes alten, wahren gSatzes:,,jedengedchtlgrzeift
eine Pflicht in sich und vor Allem die Pflicht, das Re t zU
brauchen«wohl bewußt sind. Nicht umsonst hat die Ver-
fassung den AbgeordnetenStraflosigkeit für alle irrt-Ab eokds
netenhause gethanenen Aeußerungengewährt. Die S prcr
unsres Staatsgrundgesetzes haben wohl erkannt, wie es für
die freie Berathnng der gesetzgebendenVersammlung,welcher
auch noch die Beaufsichtigungder gesammtenStaatsverwal-

tung übertragenist, durchaus nothwendigwäre, daß-ihre
»Mitgliedersür die im Schooße der Versammlung gehaltenen

Redgeöinikhtdviiranätzwortlichsemacht werden können.
teri eu aen. eitun s reiberri i ab d"

·

i
der A eordnetereein Dgrrc Ausk-GJ svxeseRedetzskckåek»

» . « . .
M

turlich ehr, daß die Lugengewebe,mit denen sie den Sinn
unsres Volkes zu umspinnenhoffen, durch die freien Worte
der Abgeordnetenserrissenwerden. Sie schreiendaher über
parlamentarische Zugellosigkeitund erklären den Zustand, daß
im Abgeordnetenhaufe die Dinge täglich beim rechtenNamen
genannt werden, für »unerträglich« und sprechen die Ueber-

zeugung aus, »daß diesem schreiendenMißbraucheein Ziel
esetztwerde«und »vertrauen, die Regierung werde dieser
usi abe ihre ernste Fürsorgezuwenden.«

as wollen denn diese Herren?
Wollen sie die

Staatsregierunganreizen, auch im Ar-
tikel 84 der Verfassung eine ücke aufzusinden2

Das wird Niemand verkennen, wie bequem es für die

Feudalpartei wäre,wenn es gelängedie Abgeordnetenmund-
todt zu machen. Die Idee ist daher auch schon früher auf-
getaucht. Jm Jahre 1853 versuchte es der Minister des

Innern, von Westphalen, den AbgeordnetenAldenhoven des-

halb vor Gericht zu belan en, weil er in dem Ab eordneten-

hause erklärt hatte, »der inister hsbeUT Allem sticht an

Sr. Majestät den König wissen-suchdle
»
Unwahrheit ge-

sagt.« Das Gericht wies die Klage zurück. So würde

es auch jetztkommen. Die Richter wurdenaußerStande sein,
den Artikel 84 der Verfassng zU Ignoriren.

Darum sind auch die von uns angefü rten Redensarten
der feudalen Blätter nur Worte, ni ts als Worte

undwerden an solche bleiben. Das Volk aber

wird sich durch ihr Geschrei über »die Zu ellosigz
keit der Abgeordneten nicht beirren las en. Es

iliebt ein freies Wort und ist selbst daran gewöhnt,
die Dinge beim rechten Namen zu nennen.

Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. —- Verantwortlicher Redakteurnnd-herausgeben Dis. G. Lewinftein in Berlin.


